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Mehr als 1,5 Milliarden Men-
schen leben in fragilen oder 
konfliktbetroffenen Staaten. 
Obschon die Armut weltweit 
abnimmt, stagniert sie in 
diesen Ländern. Laut Welt-
bank dürfte sich im Jahr 2015 
32% der extremen Armut auf 
diese Länder konzentrieren. 
Die jüngere Vergangenheit 
zeigt, dass fragile Situationen 
an unterschiedlichen Orten 
und in verschiedener Form 
auftreten und auch Länder 
mit mittlerem Einkommen 
betreffen können. Mit ihrer 
Botschaft zur internationalen 
Zusammenarbeit 2013–2016 
hat die Schweiz beschlossen, 
ihr Engagement in diesen 
Kontexten zu verstärken. Ihr 
Beitrag zur Friedensarbeit 
und zum Aufbau staatlicher 
Institutionen dient dazu, den 
Menschen in diesen Ländern 
ein Leben in Würde zu ermög-
lichen. Der multilateralen 
Zusammenarbeit kommt in 
unserer globalisierten und 
komplexen Welt eine Schlüs-
selrolle zu. Die Entwicklungs-
banken und die UNO verfügen 
über bedeutende Mittel, sie 
beeinflussen die institutionel-
len Reformen und üben eine 
beträchtliche Hebelwirkung 
aus. Die Schweiz hat sich stark 
für eine bessere Koordination 
und Wirksamkeit des multi-
lateralen Systems eingesetzt. 
Dieses Engagement wird 
anerkannt und trägt Früchte. 
Frieden und stabile Instituti-
onen aufzubauen, erfordert 
Jahre. Die Schaffung starker 
Partnerschaften zwischen 
Regierungen, der Zivilgesell-
schaft, dem Privatsektor und 
internationalen Partnern ist 
eine Grundvoraussetzung für 
die Wiederherstellung des 
gegenseitigen Vertrauens und 
die Förderung einer nachhal-
tigen Entwicklung in fragilen 
Kontexten. Dies ist die Vision 
des New Deal, den die Schweiz 
und 40 weitere Länder und 
Institutionen Ende 2011 unter-
zeichnet haben.

Olivier Bürki
Daniel Birchmeier

Editorial

Kriegs komplexer geworden ist, und 
andererseits, weil heute feinere Ana-
lysemodelle zum Einsatz kommen. In-
zwischen ist allen klar, dass für einen 
fragilen Staat, insbesondere nach 
einem Konflikt, die Gefahr von Rück-
schlägen besteht und der Weg zu Sta-
bilität lang und steinig ist, da unzäh-
lige Hindernisse auszuräumen sind, 
die den Staat wieder in einen Teufels-
kreis aus Gewalt und extremer Armut 
stürzen können. Diese Länder, in 
denen heute 1,5 Milliarden Menschen 
leben, benötigen deshalb eine lang-
fristige Begleitung mit spezifischen 
Analyseinstrumenten und Finanzie-
rungen. Vereinfacht gesagt, dürfen an 
die Stelle der humanitären Hilfe nicht 
abrupt Entwicklungsprojekte treten, 
wenn die Stabilität langfristig gesi-
chert werden soll, sondern es braucht 
in einer Übergangsphase beides.

Wegweisend für diese Einsicht war 
zweifellos der Entwicklungsbericht 
2011 der Weltbank (siehe Multilate-
rale Akzente Nr. 1) mit dem Titel «Kon-
flikt, Sicherheit und Entwicklung», 
der auf einer breiten Konsultation der 
Länder des Südens beruht. «Diese Zu-
sammenhänge kamen schon früher 
zur Sprache, sind aber nicht unum-
stritten, insbesondere in der UNO, da 

ANALYSE Sogenannt «fragile» Staa-
ten haben mit einer Vielzahl von Pro-
blemen zu kämpfen: Sie können die 
Grundbedürfnisse der Bevölkerung 
nicht decken und befinden sich häu-
fig in einem Konflikt, was sich in 
einer Destabilisierung niederschlägt. 
Diese Staaten sind vermehrt im Fokus 
der Entwicklungszusammenarbeit.

Im Dezember 2013 konnte erstmals seit 
20 Jahren wieder eine somalische Re-
gierung Identitätskarten ausstellen. 
Welch ein symbolträchtiger Tag für 
ein Land, das Anfang der 1990er-Jahre 
als erster gescheiterter Staat in die Ge-
schichte einging. Somalia befand sich 
damals in einer Abwärtsspirale und 
war Sinnbild für Gesetzlosigkeit, Ge-
walt, Zerstörung und sozialen Zerfall. 
Später sollten weitere Länder folgen.

Die meisten multilateralen Instru-
mente, die heute Somalia gezielt hel-
fen wieder Fuss zu fassen, existierten 
vor 20 Jahren noch gar nicht. Inzwi-
schen haben sich die Entwicklungs-
organisationen Schritt für Schritt auf 
die Bedürfnisse von fragilen, konflikt-
betroffenen Staaten eingestellt.

Kontinuität ist gefragt
Es gab eine Zeit, in der die Welt einfach 
war, zumindest im Vergleich zu heute: 
Sie war zweigeteilt in Ost und West, 
in Nord und Süd, in «entwickelte Län-
der» und «Entwicklungsländer». Auch 
in der internationalen Zusammenar-
beit schien alles klarer. Ein gar nicht so 
überspitztes Beispiel: Von einem armen 
Land, das gerade einen Konflikt hinter 
sich hatte und deshalb geschwächt und 
mittellos dastand, wurde erwartet, dass 
es unverzüglich den Schritt von der hu-
manitären Nothilfe zum Wiederaufbau 
und damit zur Entwicklung schaffte.

Inzwischen haben solche eindimensi-
onalen Modelle ausgedient. Einerseits, 
weil die Welt mit dem Ende des Kalten 

Langfristiges Engagement

Der lange Weg fragiler Staaten

Somalia: Die Mitglieder des ersten Parlaments seit 20 Jahren 
legen bei einer Zeremonie unter freiem Himmel ihren Eid ab. 
Mogadischu, 20. August 2012. Fotografie: UNO/Stuart Price
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die Themen Sicherheit und Konflikte 
nach Ansicht mehrerer Mitgliedstaa-
ten in die nationale Souveränität fal-
len und nicht Sache der Entwicklungs-
organisationen sind», erklärt Caroline 
Tissot von der Abteilung Globale Ins-
titutionen der Direktion für Entwick-
lung und Zusammenarbeit (DEZA).

Aus diesem Grund verwendet die UNO 
lieber die Begriffe «Widerstandsfähig-
keit» oder «Transition». Wie Fragili-
tät definiert wird, hängt vom Geber 
ab und umfasst vielfältige Realitä-
ten. Es handelt sich um Staaten, die 
ihre Verantwortung gegenüber der 
Bevölkerung in Bereichen wie Sicher-
heit, Recht und Grundversorgung 
nicht oder nicht mehr wahrnehmen 
können. Die Lage in diesen Ländern 
ist von extremer Armut und von Kon-
flikten geprägt, aber auch von einer 
ausgeprägten Anfälligkeit für klima-
tische Schocks. Genau dies sind die 
Gründe für die Instabilität, die auch 
die regionale Sicherheit bedrohen.

Mobilisierung
Nach Somalia steuerten Staaten wie Li-
beria, Sierra Leone oder das damalige 
Zaire (heute Demokratische Republik 
Kongo) auf den Abgrund zu. Sie gerie-
ten in einen tödlichen Teufelskreis und 
erhielten deshalb besondere Aufmerk-
samkeit. «Die internationale Gemein-
schaft und die multilateralen Organi-
sationen wurden sich bewusst, dass 20 
Jahre Investitionen in diesen Ländern 
nicht die erhofften Ergebnisse brach-
ten», zieht Caroline Tissot Bilanz. Ein 
Richtungswechsel drängte sich auf.

2001 schuf das Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen (United Nations 
Development Programme, UNDP) 
das «Büro für Krisenprävention und 

Wiederaufbau» (Bureau for Crisis Pre-
vention and Recovery, BCPR). Es hat 
den Auftrag, Krisen zu verhindern und 
die Widerstandsfähigkeit der Staaten 
in Bezug auf Krisen und Naturkatast-
rophen zu erhöhen (siehe S. 4).

In den 2000er-Jahren engagierte sich 
die Weltbank mit Initiativen zur «Stär-
kung der Leadership». Diese zielten 
darauf ab, eine Stabilisierung der Lage 
herbeizuführen, die Reformen zu be-
schleunigen und «die Rolle der Ethik 
und Integrität in der Entwicklung der 
fragilen Staaten in Erfahrung zu brin-
gen». Herauszufinden galt es auch, 
was überhaupt ein fragiler Staat oder 
Kontext ist und wie man am sinnvolls-
ten Hilfe leistet.

Im Jahr 2007 organisierte die Weltbank 
einen Workshop mit den multilatera-
len Entwicklungsbanken, um diese 

Kriterien gemeinsam zu präzisieren. 
Dabei wurde insbesondere entschie-
den, dass die Präsenz von UNO-Trup-
pen zur Friedenssicherung und erhal-
tung in einem Land Indikatoren zur 
Bestimmung der Fragilität seien.

Im gleichen Jahr verabschiedete die 
Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), der praktisch alle demokra-
tischen Marktwirtschaften, d. h. die 
Geber, angehören, zehn «Prinzipien 
für internationales Engagement in 
fragilen Staaten und Situationen». Die 
von den multilateralen Partnern un-
terstützten Grundsätze, die aus der 
Konferenz von Paris zur Wirksamkeit 
der Hilfe im Jahr 2005 hervorgingen, 
sind gemäss den damaligen Worten 
der OECD «Ausdruck des wachsenden 
Konsenses, dass fragile Staaten an-
dere Unterstützung benötigen als Län-
der mit einer besseren Performance».

Diese Grundsätze bestimmen den 
neuen Ansatz der internationalen 
Hilfe. Wichtige Punkte sind unter an-
derem, rasch Hilfe anzubieten, «aber 
lange zu bleiben», darauf zu achten, 
dass sich die Situation durch das Ein-
greifen nicht verschlimmert («do no 
harm»), die Prioritäten des Landes zu 
berücksichtigen und die Hilfsaktivitä-
ten zu koordinieren. Der Wiederauf-
bau der Institutionen bleibt zentral, 
selbst wenn die Hilfe manchmal diese 
umgeht – unter der Gefahr, dass der 
Staat dadurch weiter an Legitimität 
verliert, da vorübergehend dessen Auf-
gaben übernommen werden, bevor er 
gestärkt wird. Im Nachgang zum Be-
richt von 2011 schuf die Weltbank 2012 
in Nairobi ein globales Zentrum, das 
sich speziell den fragilen Staaten wid-
met (siehe Interview S. 5).

Massgeschneiderte Finanzierungen
Die multilateralen Institutionen haben 
neue Mechanismen geschaffen, um 
den spezifischen Bedürfnissen fragiler 
Länder nachzukommen, insbesondere 
im Bereich der Finanzierungen. So hat 
etwa die Weltbank die Bedingungen 
für die Gewährung von Krediten gelo-
ckert (siehe Interview S. 5).

Die Afrikanische Entwicklungsbank 
(AfDB) ist besonders häufig in insta-
bilen Kontexten tätig. Um diese Län-
der zu unterstützen, schuf sie 2008 
eine eigene Einheit. Die Schweiz 
stellte für diese Einheit eine Person zur 

die fragilen staaten in zahlen
– 1,5 Milliarden Menschen leben in fragilen, konfliktbetroffenen 

Staaten, die zwischen einem Drittel und der Hälfte der ärmsten 
Menschen der Erde auf sich vereinigen.

– 80% der fragilen oder konfliktbetroffenen Länder verfügen über 
gefragte Rohstoffvorkommen.

– In rund 70% der fragilen Staaten ereigneten sich seit 1989 Konflikte.
– Es braucht 20 bis 40 Jahre, um in einem Land grundlegende Verän-

derungen in der Regierungsführung zu erzielen.
– 30% der gesamten öffentlichen Hilfe wird in fragilen, konfliktbe-

troffenen Gebieten eingesetzt.
– Wenn der aktuelle Trend anhält, erreicht kein fragiler Staat die 

Millenniumsentwicklungsziele bis 2015.
Quellen: International Dialogue on Peacebuilding and Statebuilding und Weltbank

Ein Mitglied der UNO-Friedenstruppe in Liberia, 
16. November 2012. Fotografie: UNO/Staton Winter

http://www.oecd.org/dac/incaf/principlesforgoodinternationalengagementinfragilestates.htm
http://www.oecd.org/dac/incaf/principlesforgoodinternationalengagementinfragilestates.htm
http://www.oecd.org/dac/incaf/principlesforgoodinternationalengagementinfragilestates.htm
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Verfügung (siehe Multilaterale Akzente 
N° 1). Künftig soll die AfDB die Risiken 
in diesen Ländern anders evaluieren, 
langfristige strategische Partnerschaf-
ten eingehen und einen regionalen Prä-
ventionsansatz entwickeln. Um ihre 
Tätigkeit noch gezielter darauf auszu-
richten, «in den fragilen Staaten lang-
fristig Frieden und Wohlstand herbei-
zuführen», setzte sie ein hochrangiges 
Panel von acht Experten unter der Lei-
tung der liberianischen Präsidentin 
Ellen Johnson Sirleaf ein. Im Schluss-
bericht vom 30. Januar 2014 kam das 
Panel zum Schluss, dass «die AfDB in 
Fragen, die Konflikte und Fragilität in 
Afrika betreffen, eine stärkere Rolle 
spielten sollte». Die Asiatische Entwick-
lungsbank bietet vergleichbare Instru-
mente an wie die AfDB.

Hilfe koordinieren
Zu den Ländern, die jüngst mit de-
zidierter internationaler Unterstüt-
zung dem grössten Elend entkommen 
konnten, zählen Liberia, Osttimor und 
Nepal. In anderen hat sich die Lage 
verschlimmert, etwa im Südsudan. 
Für Helen Clark, Direktorin des UNDP, 
war dieses Chaos «eigentlich vorher-
sehbar, da die Geber versuchten, einen 
Staat aufzubauen, ohne die Grundsatz-
fragen der internen Konflikte und der 
politischen Versöhnung zu regeln». 
Ausserdem ist die Hilfe laut OECD un-
gleich verteilt. Die Hälfte der öffent-
lichen Entwicklungsgelder an fragile 
Staaten gehen an sieben «Favoriten». 
Gewisse Länder sind zu über 50% von 
einem einzigen Geber abhängig (Irak, 
Demokratische Republik Kongo), wäh-
rend andere Regionen damit kämpfen, 
dass viele kleine Projekte die Koordina-
tion erschweren (Westjordanland und 
Gaza, Afghanistan).

Der Austausch von Informationen und 
guten Praktiken sowie die Koordina-
tion der Hilfe sind zu Prioritäten der 
multilateralen Institutionen geworden. 
Die Schweiz ist auf diesem Gebiet sehr 
aktiv. Dies erhöht die Wirksamkeit und 
verhindert, dass Staaten überfordert 
sind, denen die Kapazitäten zur Zusam-
menarbeit mit einer Vielzahl von Part-
nern fehlen. 2009 schuf die OECD das 
International Network on Conflict and 
Fragility (INCAF), welches die Arbeit der 
Geber in fragilen Kontexten orientiert. 
Das UNDP hat das Co-Präsidium inne. 
2010 gründeten die Weltbank und die 
UNO mit Unterstützung der Schweiz 
einen Fonds, der ihre operative und 

Untergrund unter Kontrolle 
bringen
Laut OECD entfallen drei Viertel 
der ausländischen Investitionen in 
fragile Länder auf nur sieben Staa-
ten, die alle rohstoffreich sind. Bei 
einer schwachen Regierung ist die 
Gefahr gross, dass es zu Korrup-
tion kommt und die Bevölkerung 
kaum von den Investitionen pro-
fitiert. Die Initiative für Transpa-
renz in der Rohstoffindustrie (Ex-
tractive Industries Transparency 
Initiative, EITI) soll gewährleis-
ten, dass die Staatshaushalte die 
finanziellen Mittel erhalten, die 
ihnen zustehen, und dass die be-
troffene Bevölkerung Einblick in 
diese Geldströme nehmen kann.

Es handelt sich um einen tripar-
titen Mechanismus (Regierun-
gen, Industrie, Zivilgesellschaft), 
was die Festlegung der Kriterien 
erschwert, aber die Anwendung 
erleichtert. Länder mit dem EITI-
Label verpflichten sich nament-
lich, die Einkünfte aus der Roh-
stoffindustrie zu veröffentlichen. 
Alle Unternehmen, die in einem 
EITI-Land tätig sind, müssen sich 
an diese Vorschriften halten und 
die Beträge offenlegen, die sie der 
Regierung überweisen. Ein unab-
hängiger Verwalter vergleicht die 

beiden Quellen (erstellt aber kein 
Zweitgutachten). In Nigeria sorgte 
dieser Prozess dafür, dass ausste-
hende Steuerbeträge von fünf Mil-
liarden Dollar identifiziert werden 
konnten. Diese Transparenz ver-
hindert Korruption nicht gänz-
lich und gewährleistet auch nicht 
automatisch, dass die Einkünfte 
aus den Rohstoffen gerecht ver-
teilt werden, sie gibt der Industrie 
aber einen Rahmen vor und trägt 
zu einer besseren Regierungsfüh-
rung bei.

Bisher erfüllen 25 Länder die EITI-
Kriterien, 16 sind Kandidaten 
und vier wurden ausgeschlossen. 
Über 80 Unternehmen und gegen 
100 Investoren halten sich an die 
Vorgaben der Initiative. Mitglied 
sind auch acht internationale NGO 
und über 20 zwischenstaatliche 
oder multilaterale Partner (inter-
nationale Entwicklungsbanken, 
IWF, OECD, Afrikanische Union, 
usw.). Die Schweiz ist Mitglied der 
EITI und im Verwaltungsrat ver-
treten. Sie beteiligt sich zudem an 
der Finanzierung des Geberfonds 
(«EITI MDTF»), der die Länder bei 
der Umsetzung der EITI-Grund-
sätze unterstützt. 

institutionelle Zusammenarbeit stär-
ken soll (Partnership Trust Fund). In 
Liberia finanzierte diese Partnerschaft 
beispielsweise die Überprüfung der 
staatlichen Ausgaben sowie ein Hand-
buch über Finanzmanagement für den 
Sicherheitsbereich. Dies erleichterte die 
Übergabe dieses Sektors, für den zuvor 
die UNO-Mission (UNMIL) verantwort-
lich war, an die Regierung. Als weiteres 
Beispiel konnten die beiden Partner in 
Jemen ihre jeweiligen Programme zur 
Unterstützung der Regierung aufeinan-
der abstimmen.

Auch die Empfängerländer sind aktiv 
geworden. 2008 entstand der Interna-
tional Dialogue on Peacebuilding and 
Statebuilding, das erste Forum für po-
litischen Austausch, das die Regierun-
gen von fragilen, konfliktbetroffenen 
Staaten, die internationalen Partner 
und die Zivilgesellschaft vereint.

Im Rahmen dieses Dialogs wurde 2011 
ein Instrument mit dem Namen «New 
Deal» geschaffen, an dem sich multi-
laterale oder zwischenstaatliche Or-
ganisationen sowie Regierungen von 
fragilen Ländern beteiligen. Diese Re-
gierungen werden dazu ermutigt, mit 
der Unterstützung der Geber ihre Be-
dürfnisse zu definieren und den Tran-
sitionsprozess zu steuern und selber in 
die Hand zu nehmen. Im Gegenzug er-
stellen sie eine transparente Evaluation 
der Gründe ihrer Fragilität. Die Initia-
tive ging von der g7+-Ländergruppe aus 
(der aktuell 18 konfliktbetroffene Län-
der angehören). 35 Staaten des Nordens 
und Südens (darunter die Schweiz) und 
sechs grosse internationale Organisa-
tionen stehen heute hinter den Grund-
sätzen des New Deal. Sie dienen als Ori-
entierungshilfe in zahlreichen Ländern 
wie Somalia, Tschad, Burundi, Afgha-
nistan, Sierra Leone und Osttimor. 

http://www.pbsbdialogue.org/
http://www.pbsbdialogue.org/
http://www.pbsbdialogue.org/
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DIE AUSGANGSLAGE Was  benötigen 
Menschen nach einem Konflikt am 
dringendsten, damit sie wieder Zu-
kunftsperspektiven haben? Die Ant-
wort der multilateralen Organisati-
onen: Sicherheit, Gerechtigkeit und 
Arbeit sind Voraussetzungen für 
einen Wiederaufbau.

Ein Land kann aus vielfältigen Grün-
den in eine Krise geraten. Konflikte 
können ebenso Auslöser sein wie Ge-
walt, schwache Institutionen oder 
Naturkatastrophen, wobei die häufig 
enorme Armut verschärfend wirkt. 
Diese Faktoren verstärken sich gegen-
seitig, und die Bevölkerung zahlt den 
Preis in Form von Gewalt, Unsicher-
heit und dem Zusammenbruch des 
Gesundheits- und Bildungswesens. 
Laut dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen (UNDP) sind die 
«ärmsten Länder weitaus am häufigs-
ten von Konflikten und Naturkatast-
rophen betroffen». Gleichzeitig haben 
sie am wenigsten Mittel, um einen 
Ausweg aus der Krise zu finden. Des-
halb ist der Übergang zwischen Not-
hilfe und Entwicklungshilfe wichtig.

Recht und Sicherheit
Die Wiederherstellung des Rechts-
staats ist für die UNO der erste Schritt 
zum Frieden nach der Nothilfe. An-
dernfalls stürzt ein Land unweiger-
lich immer wieder in eine Krise. Das 
UNDP hat daher ein globales Pro-
gramm für Recht und Sicherheit ins 
Leben gerufen. Teil des Auftrags ist es, 
die «lokalen und nationalen Kapazi-
täten zu stärken» und so Konflikte zu 

verhindern, deren Folgen einzudäm-
men und nach Kriegen oder Naturka-
tastrophen die Lage zu stabilisieren.

Die erste Programmphase umfasste 
rund 20 Länder und lief von 2008 bis 
2011. Das UNDP wurde so zu einem der 
wichtigsten Leistungserbringer des 
UNO-Systems in den Bereichen Recht 
und Sicherheit. Die zweite Phase dau-
ert bis 2015. Die Schwerpunkte in den 
25 Ländern sind die Sicherheit, na-
mentlich der Frauen, der Zugang zu 
Gerichten, die Justiz in Transitions-
prozessen sowie wirtschaftliche und 
soziale Rechte. Geleitet wird das Pro-
gramm vom UNDP-Büro für Krisen-
prävention und Wiederaufbau (Bureau 

Politische Versammlung in Nepal mit der Forderung nach regionaler Selbstverwaltung. 
Biratnagar, 19. Januar 2008. Fotografie UNO/Agnieszka Mikulska

Koordination ist gefragt

Der Rechtsstaat als Fundament

for Crisis Prevention and Recovery, 
BCPR), das auf diesen Bereich speziali-
siert ist. In der Demokratischen Repu-
blik Kongo unterstützte das Büro die 
Einrichtung mobiler Gerichte und bot 
Rechtsberatung an. In der Folge wur-
den 30 Personen verurteilt, 20 davon 
wegen sexueller oder geschlechterspe-
zifischer Gewalt.

Im UNDP besteht der Auftrag des 
BCPR darin, die Auswirkungen von 
Konflikten oder Naturkatastrophen 
abzufedern, den Wiederaufbau zu un-
terstützen, Frauen zu schützen und 
die Grundlagen für einen nachhalti-
gen Frieden zu schaffen. In Nepal ge-
währte das Büro ehemaligen Kämp-
fern Kleinkredite, mit denen sie nach 
einer Ausbildung Kleinstunterneh-
men gründen konnten. In El Salva-
dor bewirkte das BCPR in gewissen 
Gemeinden einen Rückgang der be-
waffneten Gewalt um über 40%. Die 
Schweiz gehört zu den zehn grössten 
Gebern des BCPR.

Seit 2004 versucht die UNO, bei den 
Themen Konfliktprävention, Rechts-
staatlichkeit und Wiederaufbau in den 
Transitionsländern einen einheitli-
chen, koordinierten Ansatz zu ver-
folgen, dies nicht zuletzt, weil sich 
die Tätigkeiten überschneiden. UN 
Women zum Beispiel kümmert sich 
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Fragile Staaten

«Es braucht mindestens eine 
Generation, bis ein fragiles 
Land den Aufstieg schafft»

INTERVIEW Joel Hellman, pro-
movierter Politikwissenschaft-
ler der Universität Columbia 
(New York) und ehemaliger 
Wirtschaftsberater der Europä-
ischen Bank für Wiederaufbau 
und Entwicklung (EBWE), leitet 
das Zentrum für Konflikte, Si-
cherheit und Entwicklung (Cen-
ter on Conflict, Security and De-
velopment, CCSD) der Weltbank 
in Nairobi und Washington seit 
dessen Gründung im Februar 
2012. Mit einem Team von 42 
Personen, davon 28 in Nairobi, 
bietet er fragilen und konflikt-
betroffenen Ländern «massge-
schneiderte» Unterstützung an. 
Er vertritt mit viel Energie und 
Begeisterung eine Politik, die 
eine Brücke schlägt zwischen 
schnellem Eingreifen und ge-
duldiger Entwicklungsarbeit.

Welche Bilanz ziehen Sie zwei Jahre 
nach der Eröffnung des CCSD in 
Nairobi? 
Wir verfolgen einen ganz neuen 
Ansatz: Konkret sind wir durch 
unsere Arbeit in Nairobi, im 
«geografischen Zentrum der 
Welt», örtlich und zeitlich viel 
näher zu allem: Näher bei den 
vielen Ländern, um die wir uns 
kümmern, und bei unseren 
Teams, die dort arbeiten (Anm. 
d. Red.: die Mehrheit dieser Län-
der liegt in Afrika). Wenn wir 
Washington verlassen, hat dies 
aber vor allem einen Einfluss auf 
unsere Haltung, unseren Blick-
winkel gegenüber den Kunden.

Was hat sich in der Arbeit der Weltbank 
mit den fragilen Ländern geändert?
Einerseits haben wir unser Vor-
gehen revidiert: Wir sind weg-
gekommen von der Strategie des 
«one size fits all» (Anm. d. Red.: 
standardisierte Lösungen), die 
oft kritisiert wurde. Die Regeln 
der Weltbank waren nicht auf 
die fragilen Länder abgestimmt. 
Wir haben sie gelockert und für 

«Rückschläge sind in der Entwicklung 
konfliktbetroffener Länder absolut nor-
mal und nicht als Misserfolg zu sehen.»
Foto : Weltbank

diese Länder «massgeschnei-
derte» Bedingungen aufgestellt. 
Damit können wir rascher han-
deln, Abläufe vereinfachen, bes-
ser auf Notsituationen reagieren 
und die Entwicklung der Risiken 
berücksichtigen.

Ist diese Flexibilität an politische For-
derungen gebunden, beispielsweise an 
mehr Demokratie?
Nein, wir stellen keine starren 
Bedingungen. Die Arbeit der 
Weltbank ist nicht politisch. Un-
sere Aufgabe ist es, die Entwick-
lung dieser Länder in den Pro-
zessen zu unterstützen, die sie 
gewählt haben.

Wo lässt sich die Arbeit des Zentrums 
noch optimieren?
Wir müssen lernen, die Dimen-
sion «Konflikt und Fragilität» in 
sämtliche Etappen unserer Arbeit 
einzubeziehen. Beim Bau einer 
Strasse sollten wir zum Beispiel 
auch darauf achten, dass sich 
damit Gemeinschaften annä-
hern, die vielleicht verfeindet 
waren. Oder für die Arbeiten ehe-
malige Kämpfer anstellen. Kurz: 
Wir sollten diese Dimension stets 

hauptsächlich um den Schutz von 
Frauen in Konflikten und die Förde-
rung der Geschlechtergleichstellung 
beim Wiederaufbau. Die UNICEF wie-
derum handelt traditionell bei Kri-
sen, da Kinder von allen Risikogrup-
pen am verletzlichsten sind. Sie agiert 
an der Schnittstelle vielfältiger Berei-
che, wie Ernährung, Bildung, Gesund-
heit, sozialer Schutz und Achtung des 
Rechts. Die Organisation hat entschie-
den, den Schwerpunkt seit 2014 auf die 
Widerstandsfähigkeit zu legen, d. h. 
die Fähigkeit, Schocks standzuhalten 
und sich davon zu erholen. In Kenia 
lancierten UNICEF und Regierung 
nach wiederholten Dürren ein «lang-
fristiges humanitäres» Programm für 
Kinderernährung.

Gemeinsame Aktionen
Der Grundsatz der UNO, alle ihre Leis-
tungen aufeinander abzustimmen 
(«delivering as one»), hat den «Resident 
Coordinators» mehr Verantwortung 
zugetragen, da sie alle UNO-Aktivitä-
ten in den einzelnen Ländern koor-
dinieren. Ist die UNO nicht mit einer 
Friedensoperation vor Ort, so über-
nimmt die Vertreterin oder der Vertre-
ter des UNDP diese Rolle. Für die fra-
gilen Länder hat dies den Vorteil, dass 
sie sich stets an denselben Ansprech-
partner wenden können. Wenn eine 
UNO-Friedensoperation präsent ist, 
sollen gemäss einer Anweisung von 
UNO-Generalsekretär Ban Ki-moon 
aus dem Jahr 2012 die Hauptabteilung 
Friedenssicherungseinsätze und das 
UNDP gemeinsam die Verantwortung 
für die Bereiche Polizei, Justiz und 
Strafvollzug übernehmen. Auf diese 
Weise kann die Wiederherstellung 
der Sicherheit schnell und wirksam 
unterstützt werden. Die Schweiz un-
terstützte diese Koordinierungsstelle 
oder «Global Focal Point», wie es die 
UNO nennt, als erstes Land, bevor wei-
tere Geber folgten. Die Stelle kann Be-
rater vor Ort anbieten, Bedarfsanaly-
sen durchführen, Personal ausbilden, 
die Mittelbeschaffung unterstützen 
und das Eingreifen von UNO-Sonderor-
ganisationen beantragen. Das Ziel be-
steht weiterhin darin, rasch dafür zu 
sorgen, dass das Recht wieder durch-
gesetzt wird. In Somalia zum Beispiel 
wird dank dieser Zusammenarbeit 
und der Beteiligung mehrerer finan-
zieller und operativer multilatera-
ler Partner demnächst ein neuartiges 
Programm zur Wiederherstellung der 
Rechtsstaatlichkeit beginnen. 

http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/PROJECTS/STRATEGIES/EXTLICUS/0,,contentMDK:22979282~menuPK:8150332~pagePK:64171531~piPK:64171507~theSitePK:511778,00.html
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Armut ist ein typisches Merkmal 
fragiler Staaten. Inzwischen ver-
fügt jedoch die Hälfte der 48 Län-
der, die die OECD 2012 als fra-
gil einstufte, über ein mittleres 
Einkommen. Die ursprüngliche 
Definition der Weltbank – «Low-
Income Countries Under Stress» 
– trifft auf sie nicht mehr zu. Für 
Martina Schwab, Programmbe-
auftragte beim SECO, «bedeutet 
dies, dass ein Land wohlhaben-
der werden kann, ohne die Re-
gierungsführung zu verbessern 
und die Ursachen der Fragili-
tät anzugehen.» Gewisse der in 
dieser Statistik aufgestiegenen 
Länder sind reich an Rohstoffen. 
Diese machen den Hauptteil der 
Einkünfte aus, können aber auch 
Konflikte auslösen oder verlän-
gern. Laut Weltbank verfügen 
80% der fragilen und konflikt-
betroffenen Länder über solche 
Ressourcen. Aufgrund der hohen 
Risiken gibt es ausserhalb des 
Rohstoffsektors kaum ausländi-
sche Direktinvestitionen.

Das SECO hat keine spezifi-
schen Programme für fragile 
Staaten mit mittlerem Einkom-
men, sondern unterstützt In-
itiativen zur Schaffung von 

Rahmenbedingungen, die der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
förderlich sind, insbesondere 
über die multilateralen Partner-
organisationen. Neben der Stär-
kung der Institutionen geht es 
primär darum, die Privatwirt-
schaft zu diversifizieren und auf 
die Weltmärkte auszurichten. 
Ziel ist es, die Verwundbarkeit 
der Länder zu verringern und 
ihre Widerstandsfähigkeit ge-
genüber externen Schocks wie 
der Finanz- und Ernährungs-
krise von 2008 zu erhöhen.

Deshalb unterstützt die Schweiz 
Projekte der regionalen Entwick-
lungsbanken und der Weltbank 
(namentlich die für den Privat-
sektor zuständige International 
Finance Corporation), die darauf 
abzielen, den gesetzlichen und 
politischen Rahmen zu reformie-
ren, Instrumente und Kapazitä-
ten für transparente öffentliche 
Finanzen zu entwickeln oder den 
Zugang zu Krediten zu erleichtern. 
«Ein schnelles Wachstum kann 
Spannungen und Ungleichheiten 
zur Folge haben», erklärt Martina 
Schwab. «Die Schweiz engagiert 
sich in solchen Situationen dafür, 
dass alle profitieren.» 

Prospektive

Fragile Länder sind nicht 
immer arm

verbessern. In der Demokratischen Re-
publik Kongo oder in Somalia haben wir 
zum Beispiel eines unserer Teams in die 
UNO integriert und profitieren so von 
der Sicherheitspräsenz der UNO.

Die fragilen Länder haben ganz ein-
fach nicht die Mittel, um mit allen 
Entwicklungsorganisationen einzeln 
zu arbeiten. Denn das braucht Zeit und 
ist aufwändig. Deshalb müssen wir zu-
erst die Zusammenarbeit untereinan-
der verbessern.

Wo liegen im Moment Ihre absoluten 
Prioritäten?
Wir wollen die Wirksamkeit steigern. 
Im nächsten IDA-17-Fonds für die Ärms-
ten wird der Anteil für die fragilen 

vor Augen haben. Hier können wir 
noch Fortschritte machen.

Die andere Herausforderung besteht 
darin, unsere Regeln weiterzuentwi-
ckeln und unsere Teams vor Ort für 
diesen kontinuierlichen Wandel zu 
sensibilisieren.

Wie sieht die Zusammenarbeit mit den an-
deren multilateralen und bilateralen Akteu-
ren aus?
Sie ist zentral, und ich muss sagen, dass 
uns die Schweiz hier enorm hilft mit 
ihrem Beitrag zum Fonds der UNO und 
der Weltbank zugunsten von Partner-
schaften in fragilen Staaten. Dank die-
sem Fonds können wir die Zusammen-
arbeit zwischen Weltbank und UNO 

Staaten um 50% steigen. Uns wird 
damit mehr Geld zur Verfügung stehen, 
und wir sind erfreut und stolz, dass die 
Geberländer – darunter die Schweiz – 
uns dieses Vertrauen schenken. Wir 
haben deshalb die Pflicht, dieses Geld 
noch wirksamer einzusetzen.

Wie?
Indem wir unsere Teams ausbilden, 
hier in Nairobi oder in ihrem Land. 
Indem wir da sind, wenn sie uns brau-
chen, und vor Ort gehen und ihnen hel-
fen, ihre Probleme zu lösen. Angesichts 
des instabilen Umfelds ist es für die lo-
kalen Teams schwierig, alles zu planen. 
Deshalb müssen wir rasch reagieren. 
Schliesslich müssen wir versuchen, das 
Know-how zu den Leuten zu bringen. 
Wir haben insbesondere Instrumente 
zum Wissensaustausch entwickelt, wie 
die neue Internetplattform Hive.

Wie sehen Sie die Entwicklung für diese 
Länder in den kommenden zehn Jahren? 
Wir dürfen nicht innerhalb weniger 
Jahre Ergebnisse erwarten. Die Arbeit 
in fragilen und konfliktbetroffenen 
Staaten ist langwierig und anspruchs-
voll. Häufig macht man einen Schritt 
nach vorn, dann aber zwei oder sogar 
drei zurück. Stets besteht auch die 
Gefahr von Rückschlägen. Im Rück-
blick sind diese sehr häufig, sie gehö-
ren zum Prozess und dürfen nicht als 
Misserfolg gewertet werden.

Aber haben Sie keine konkreten Ziele für 
diese Länder?
Die Staaten erarbeiten selber Entwick-
lungsziele, und wir unterstützen sie. 
Wir müssen unsere Erwartungen an-
passen und anders denken, eher in Ge-
nerationen. Wenn wir die letzten 50 
Jahre anschauen, zeigt sich, dass selbst 
Länder, die alles richtig machten und 
den Weg aus der Fragilität schafften, 
beispielsweise Bangladesch, 20 bis 25 
Jahre benötigten, um in die nächste 
Kategorie aufzusteigen, d. h. zu den 
Ländern mit «niedrigem Einkommen».

Deshalb müssen wir langfristig in die-
sen Ländern präsent bleiben. Allzu 
häufig kommen die Geber in einer Krise 
und gehen danach gleich wieder. Der 
Südsudan ist dafür ein gutes Beispiel.

Wenn wir die extreme Armut in der 
Welt bis 2030 beseitigen wollen, müs-
sen wir gerade in den fragilen Ländern 
handeln, denn dort konzentriert sich 
die extreme Armut immer mehr. 

http://www.worldbank.org/en/news/press-release/2013/12/17/world-bank-fight-extreme-poverty-record-support
http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/PROJECTS/STRATEGIES/EXTLICUS/0,,contentMDK:23349422~menuPK:9082974~pagePK:64171531~piPK:64171507~theSitePK:511778,00.html
http://web.worldbank.org/WBSITE/EXTERNAL/PROJECTS/STRATEGIES/EXTLICUS/0,,contentMDK:23349422~menuPK:9082974~pagePK:64171531~piPK:64171507~theSitePK:511778,00.html
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